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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das Weihnachtsfest und der Jahreswechsel stehen vor der Tür und wir be­
finden uns in der besinnlichen Zeit des Jahres. 

Aber wie so vieles Gewohnte wird auch die Adventszeit, genauso wie  
das Weihnachtsfest und die Silvesterfeierlichkeit, mit großer Wahrscheinlich­
keit für die meisten von uns in diesem Jahr anders ausfallen als in den Jahren 
zuvor.

<< Zur Sache

<< Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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Noch im Frühjahr dieses Jahres hat so mancher gescherzt, dass das vermut­
lich erste Zusammenkommen mit anderen Menschen nach dem Corona-
Lockdown sich auf dem Weihnachtsmarkt zutragen werde. Aus diesen 
damaligen „Scherzen“ ist nicht nur bittere Wahrheit geworden, vielmehr 
wird in diesem Jahr mit großer Sicherheit nicht einmal dieser gemeinsame 
Glühwein mit der Familie oder den Kolleginnen und Kollegen möglich sein. 

Sicher geben die Prognosen für einen baldigen Impfstoff aktuell Hoffnung, 
doch ist uns allen bewusst, dass wir uns sehr wahrscheinlich noch eine 
geraume Zeit mit dieser Pandemie und insbesondere ihren Folgewirkungen 
auseinanderzusetzen haben.

Wir werden uns noch einige Zeit mit ständig wechselnden Szenarien be­
schäftigen müssen und sind gefordert, höchstmögliche Flexibilität zum 
Leitgedanken unseres beruflichen und gewerkschaftlichen Handelns an 
den Tag zu legen. 

<< Telearbeit
Die Themen, die uns als Verband derzeit beschäftigen, sind vom Grundsatz 
her nicht neu, haben aber in diesem Jahr deutlich an Bedeutung gewonnen.

Ein ganz wesentliches Thema ist dabei die Digitalisierung im öffentlichen 
Dienst und im direkten Kontext dazu die erforderlichen Voraussetzungen 
für mobile Arbeit beziehungsweise für Telearbeit.

<< §-81er-Verhandlung 
Die Verhandlungsgruppe des NBB steht kurz vor dem Abschluss zu einer 
wesentlichen Vereinbarung nach § 81 NPersVG mit dem Innenministerium 
sowie dem DGB und dem Niedersächsischen Richterbund.

Mit dieser Vereinbarung über Telearbeit und mobile Arbeit in der Niedersäch­
sischen Landesverwaltung dürfte endlich ein wesentliches Grundlagenfun­
dament geschaffen werden, um Telearbeit und mobile Arbeit in der Nieder­
sächsischen Landesverwaltung als Ergänzung der bisherigen Vereinbarung 
weiterzuentwickeln und den Beschäftigten beispielsweise durch mehr 
selbstbestimmtes Arbeiten ein Höchstmaß an Flexibilität zu ermöglichen. 

Ich erwarte und hoffe, dass wir noch in diesem Jahr mit der Niedersächsi­
schen Landesregierung, vertreten durch das Innenministerium, eine ge­
meinsame Vereinbarung unterzeichnen können und auf Basis dieser Ver­

einbarung endlich zu einer 
landesweiten, landeseinheitlichen 
und rechtlich verbindlichen Rege­
lung im Interesse der Kolleginnen 
und Kollegen kommen können.

Über die genauen Inhalte dieser Vereinbarung und vor allem die sich daraus 
ergebenden Möglichkeiten werden wir direkt nach Abschluss der Verhand­
lungen und finaler Unterzeichnung der Vereinbarung berichten.

<< Digitalisierung
Gleichzeitig haben wir, parallel zu diesen Verhandlungen zur Bildung 
rechtssicherer Grundlagen, als NBB auch immer wieder darauf hingewie­
sen, dass das Angebot mobiler Arbeitsformen nur ein wesentliches Element 
sein kann.

Insgesamt müssen die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung deutlich 
voranschreiten sowie der Einsatz moderner IT-Geräte zugunsten unserer 
Kolleginnen und Kollegen im Rahmen einer sinnvollen Netzwerkstruktur 
weiter vorangetrieben werden. 

Aktuell, und auch davor dürfen wir nicht die Augen verschließen, ist die 
Niedersächsische Landesverwaltung in weiten Teilen noch nicht annähernd 
so aufgestellt, dass man von einer zeit- und anforderungsgerechten Aus­
stattung sprechen kann.

Hier ist aus unserer Sicht noch sehr viel Nachholbedarf zu leisten und genau 
hier liegt ein Kernthema der aktuellen politischen Gespräche. 

Dieser Nachholbedarf bezieht sich sowohl auf Endgeräte, genauso aber auf 
die Ausstattung mit digitalen Übertragungsmöglichkeiten und die zu op­
timierende Abstimmung von Softwaresystemen. 

In den kommenden Monaten werden wir uns sowohl mit der dann finali­
sierten 81er-Vereinbarung als auch mit den beschriebenen Ausstattungs­
fragen intensiv auseinandersetzen und insbesondere in politischen Gesprä­
chen die Forderungen des NBB und seiner Mitgliedsgewerkschaften 
nachhaltig deutlich machen. 

Unser Ziel besteht nach wie vor darin, dass Niedersachsen und damit ver­
bunden in erster Linie die eigene Landesverwaltung zum bundesweiten 
Vorreiter in Sachen Digitalisierung wird. 
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<< Zur Sache

Die daraus resultierenden Effekte, beispielsweise die bessere Vereinbarung 
von Beruf und Familie und die Steigerung der Berufsattraktivität, liegen in 
den Kernzielen des Niedersächsischen Beamtenbundes und Tarifunion.

<< niedersachsen magazin
Wir haben in dieser Ausgabe des niedersachsen magazins Neuigkeiten und 
Nachrichten unserer Mitgliedsgewerkschaften deutlich mehr in den Fokus 
genommen.

Seit der Übernahme dieses Amtes habe ich an verschiedenen Stellen immer 
wieder darauf hingewiesen, für wie wichtig ich den inhaltlichen Austausch 
innerhalb unserer großen NBB-Familie halte. 

Unter dem Dach des NBB sind nahezu vierzig Mitgliedsgewerkschaften und 
-verbände organisiert und ich stelle immer wieder fest, dass es nach wie 
vor eine Menge gibt, was wir voneinander lernen können.

Wenngleich es in diesem Jahr gelungen ist, trotz der Schwierigkeiten der 
Corona-Pandemie intensiv ins Gespräch miteinander zu kommen und den 
direkten Austausch zu pflegen, möchte ich genau diesen Weg auch im 
kommenden Jahr noch deutlich intensivieren. 

Zu Beginn des Jahres haben wir damit begonnen, die einzelnen Vorsitzen­
den der Mitgliedsgewerkschaften nach und nach vorzustellen. Ergänzend 
möchten wir nun den Leserinnen und Lesern unseres Magazins die Mög­
lichkeit geben, ausgewählte Informationen aus unseren Mitgliedsgewerk­
schaften und -verbänden zu erhalten und sich über ihr jeweiliges Handeln 
zu informieren.

<< Rechtewahrung
Ein weiterer Themenschwerpunkt dieser Ausgabe ist das Thema „Rechte­
wahrung“. 

Bereits im November hat unsere Landesgeschäftsführerin Azra Kamber 
unsere Mitglieder über die aktuellen Verfahrensstände informiert und den 
aus unserer Sicht sinnvollen Widerspruch gegen die eigene Besoldung er­
läutert. 

Wir empfehlen allen Kolleginnen und Kollegen, sich auch weiterhin mit 
diesen Fragen zu befassen und der jeweilig aktuellen Berichterstattung des 
NBB und des dbb zu folgen, um für den Fall zu erwartender richterlicher 
Entscheidungen die eigenen Rechte gewahrt zu wissen.

Bereits mehrfach habe ich darauf hingewiesen, dass in absehbarer Zeit mit 
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in Fragen unserer Ali­
mentationsklagen zu rechnen sein wird.

Dieser Entwicklung folgend haben sich unsere wichtigen Kommissionen 
„Beamtenrecht“ und „Besoldungsrecht“ in direkter Abstimmung mit mir 
bereits jetzt mit den aktuell zu erwartenden Auswirkungen, insbesondere 
aber auch mit den bisherigen vergleichbaren Entscheidungen auseinander­
gesetzt. 

Ich bin überzeugt davon, dass wir als NBB gut vorbereitet und gerüstet in 
das kommende Jahr 2021 gehen werden, um für unsere Mitglieder mög­
lichst gute Ergebnisse zu erzielen, sowohl im Bereich der Beamtinnen und 
Beamten, mindestens genauso im Bereich des Tarifs. 

Das wird und muss unser gemeinsames Ziel für das neue Jahr sein und 
genau daran werden alle Beteiligten intensiv arbeiten.

<< Adventszeit
Bis zum Beginn des neuen Jahres haben wir hoffentlich alle die Möglichkeit, 
ein klein wenig durchzuatmen, diese in diesem Jahr sicher außergewöhn­
liche Adventszeit und das sich anschließende Weihnachtsfest, trotzdem zu 
genießen und ein wenig wirken zu lassen. 

Wir alle haben ein besonderes Jahr hinter uns, sehnen uns zurück nach dem, 
was wir eigentlich als normal bezeichnen. 

Dazu gehört das familiäre Leben und das Zusammenkommen mit Freun­
den, die Teilnahme an Sport, Kultur und Freizeit – genauso aber wie der 
Wunsch nach Wideraufnahme eines „normalen“ Berufs- und auch Gewerk­
schaftslebens. 

Ich wünsche Ihnen und euch auf diesem Wege eine besinnliche Advents­
zeit, ein friedliches Weihnachtsfest und einen guten Rutsch in das neue 
Jahr 2021!

Bleiben Sie gesund!

Ihr/euer 
Alexander Zimbehl, 1. Landesvorsitzender

Aktuelles aus den Mitgliedsverbänden
<< Philologenverband  

Niedersachsen (PHVN)

Der Vorsitzende 
des PHVN, Horst 

Audritz, kritisiert den Umgang 
und die vorgegebenen Maßnah­
men des Kultusministeriums 
betreffend der Corona-Pande­
mie an den Schulen. 

So forderte der PHVN aktuell: 

Strategiewechsel unumgänglich: 
Philologenverband fordert 

Schutzwall um die Schulen – von 
der Reaktion zur Prävention. 

Audritz sagte unter anderem: 
„Angesichts der ernsten Lage ist 
das zögerliche Vorgehen des 
Kultusministers unverständlich, 
sein Beteuern, die Schulen seien 
sicher, geradezu fahrlässig. Es ist 
abzusehen, dass die Schulen kei­
ne isolierten Schutzzonen blei­
ben werden. Mit den steigen­
den Infektionszahlen insgesamt 
wird auch die Zahl der Infizier­
ten an den Schulen deutlich zu­

nehmen, sodass wissenschaft­
lich bereits gewarnt wird, 
Schulen könnten zu Verstärkern 
der Pandemie werden.“

Im Weiteren fordert der PHVN 
Maßnahmen um sich von der  
Politik des Abwartens und Re­
agierens zu verabschieden und 
zu einer aktiven, präventiven 
Eindämmung überzugehen.

Nach einer Pressekonferenz des 
Kultusministers am 17. Novem­
ber 2020 wurde hinsichtlich des 

Gesundheitsschutzes folgende 
Erklärung abgegeben:

„Zwar ist es anzuerkennen, dass 
wenigstens 20 Millionen Euro 
zusätzlich für den Infektions­
schutz an den Schulen zur Ver­
fügung gestellt werden, dass 
studentische Hilfskräfte die 
Lehrkräfte bei Betreuungstätig­
keiten unterstützen dürfen und 
dass Zusatzpersonal für die Ver­
waltung zur Verfügung gestellt 
werden soll, aber für die Pande­
miebekämpfung reicht das bei 
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Weitem nicht aus. Nach wie vor 
wird die Gefährdung der Schu­
len kleingeredet, nach wie vor 
wird mit allen Mitteln ein Sze­
nario B verdrängt. Wissen­
schaftliche Untersuchungen der 
letzten Zeit bestätigen aber, 
dass Schulen höchst gefährdete 
Institutionen sind.“

Am 24. November 2020 – im Vor­
feld des Treffens der Ministerprä­
sidenten mit der Bundeskanzle­
rin – forderte der PHVN mit 
Nachdruck eine Erweiterung der 
Schutzmaßnahmen für die Schu­
len sowie eine strikte Kontakt­
begrenzung durch Verkleinerung 
der Lerngruppen und Auswei­
tung des Wechselunterrichts. 

„Die Kultusminister der Länder 
und der Niedersächsische Kul­
tusminister müssen endlich ih­
ren Widerstand gegen erweiter­
te Schutzmaßnahmen aufgeben 
und insbesondere die schuli­
schen Kontakte begrenzen. 

„Appelle reichen nicht mehr. Es 
ist besser, jetzt für einige Wo­
chen flexible Alternativmodelle 
zum vollständigen Präsenzun­
terricht zu ermöglichen, als die 
Schülerinnen und Schüler bald, 
wie in anderen Ländern, kom­
plett in den Distanzunterricht 
zu schicken. Der Wettlauf mit 
dem Virus ist nur zu gewinnen, 
wenn es konsequent ausge­
bremst wird“, so Audritz.

<< Verband Nieder­
sächsischer Lehrkräfte 
(VNL/VDR)

Auch der VNL/
VDR hat sich 

am 17. November 2020 zur PK 
des Kultusministers geäußert. 
Vorsitzender Torsten Neumann 
erklärte: 

„Spät, hoffentlich nicht zu spät, 
hat Kultusminister Grant Hend­
rik Tonne Maßnahmen bekannt 
gegeben, die schon früher hät­
ten ergriffen werden müssen. Es 
handelt sich dabei um sinnvolle 
und wichtige Maßnahmen, wie 
die Bereitstellung finanzieller 
Mittel für die Einstellung zu­
sätzlicher pädagogischer Mitar­

beiterinnen und Mitarbeiter so­
wie für Schutzmittel wie 
FFP2-Masken zum Eigenschutz 
der Lehrkräfte beziehungsweise 
Ersatzmasken für Schülerinnen 
und Schüler. 

Die Wirksamkeit dieser Maß­
nahmen wird davon abhängen, 
wie schnell diese wirklich umge­
setzt werden. Hier sind leider 
aus Erfahrung berechtigte Zwei­
fel angebracht. 

Es wird auch nicht einfach wer­
den, geeignetes Personal zu fin­
den, das die Lehrkräfte unter­
stützen kann. Der Arbeitsmarkt 
ist leer gefegt. Unsere Schulen 
brauchen sofort und nicht erst 
nach Wochen die Unterstützung. 
Unbefriedigend sind die Ausfüh­
rungen zur möglichen Anschaf­
fung von Raumluftfiltern an den 
Schulen. Hier muss sich das Land 
dringend weiterbewegen und 
mehr tun, als nur im begründe­
ten Einzelfall solche sinnvollen 
Geräte zu bezuschussen. 

Letzten Endes zeigen die jetzt 
angekündigten Maßnahmen, 
dass Niedersachsen zu lange ge­
wartet hat und erst anfängt zu 
handeln, wenn das Kind fast 
schon in den Brunnen gefallen 
ist. Wir haben heute mehr er­
wartet! Eine Rücksprache und 
Beteiligung auch anderer Leh­
rerverbände als nur die heute in 
der Pressekonferenz anwesen­
den wäre im Sinne einer ver­
trauensvollen Zusammenarbeit 
angebracht gewesen.“

<< Verband Bildung  
und Erziehung (VBE)

Der Ver­
band Bil­
dung und 
Erziehung 

(VBE) hat sich neben dem Thema 
„Corona“ aktuell auch des The­
mas Inklusion angenommen. 

So wurde am 10. November 
2020 unter der Überschrift „In­
klusive Beschulung leidet be­
sonders stark unter Corona-Be­
dingungen“ zur Forsa-Umfrage 
zum Thema „Inklusion“ Stellung 
genommen. 

„Es ist ein Armutszeugnis für die 
Inklusionspolitik der Länder, dass 
sich in der aktuellen Forsa-Um­
frage zur Inklusion eine große 
Mehrheit der befragten Lehr­
kräfte (83 Prozent) für den Erhalt 
der Förderschulen ausspricht, da 
die Umsetzung der inklusiven 
Schule keine Fortschritte zeigt 
und die Schulen unter den aktu­
ellen Rahmenbedingungen ihren 
Inklusionsauftrag nicht mehr er­
füllen können“, so der VBE-Vor­
sitzende Franz-Josef Meyer.

In weiteren Presseerklärungen 
forderte der VBE am 12. Novem­
ber 2020 mehr Handlungsspiel­
räume für Schulleitungen und 
besseren Infektionsschutz, da 
die Corona-Angst in der Schule 
wüchse und „auf Sicht fahren“ 
nicht reichte. 

Eindringlich wurde der Minister­
präsident am 16. November 
2020 aufgefordert, den Corona-
Schutz für Schulöffnungen zur 
Chefsache zu machen. 

Am 17. November 2020 wurden 
die beschlossenen und verkün­
deten Maßnahmen für mehr Ge­
sundheitsschutz und Unterstüt­
zung der Schulen begrüßt. Meyer 
dazu: „Die heutigen Beschlüsse 
sind für die Schulen geeignete 
Bausteine, um besser durch die 
Corona-Pandemie zu kommen. 
Es ist zu hoffen, dass die Umset­
zung auch so schnell und unbü­
rokratisch geschieht wie vom 
Kultusminister versichert. Gleich­
wohl bleiben ungeklärte „Bau­
stellen“ wie etwa die sichere 
Durchführung des Mittagessens 
im Ganztag, die Sicherstellung 
der Unterrichtsversorgung bei 
gehäuften Krankheits- oder Qua­
rantänefällen und das hohe In­
fektionsrisiko bei der Schülerbe­
förderung. In diesen Punkten ist 
noch dringender Handlungsbe­
darf notwendig.“

<< Berufsschullehrer­
verband (BLVN)

Bereits am  
2. November 
2020 hat der 

BLVN zum „Shutdown-Light“ 
und zu den neuen Corona-Ver­

ordnungen für die Schulen Stel­
lung genommen. 

So teilte der Vorsitzende Ralph 
Böse unter anderem mit: 

„Unmittelbar nach den Ferien 
hatte der BLVN noch scharf kri­
tisiert, dass eine Mund-Nasen­
bedeckung im Klassenraum ab 
einer Inzidenz von 50 lediglich 
empfohlen wurde. Hier hat sich 
die beharrliche Arbeit des BLVN 
ausgezahlt: Das Kultusministeri­
um hat nun darauf reagiert und 
eine neue Verordnung erlassen, 
die ab dem 1. November 2020 
gilt. Diese Verordnung ist durch­
dacht, nachvollziehbar und trägt 
der Situation angemessen Rech­
nung. Ab einer Inzidenz von 50 
muss nun in den berufsbilden­
den Schulen zwingend eine 
Mund-Nasen-Bedeckung getra­
gen werden, und ab einer Inzi­
denz von 100 und einer durch 
das Gesundheitsamt angeord­
neten Infektionsschutzmaßnah­
me wechseln die BBS vom Sze­
nario A in das Szenario B.“

<< Deutsche Steuer- 
Gewerkschaft (DSTG)

Die DSTG hat 
Ende Oktober auf 

eklatante Missstände im Be­
reich der technischen Ausstat­
tung der Finanzämter aufmerk­
sam gemacht. 

„Während andere Bundesländer 
ihre Einnahmeverwaltung in 
den letzten Monaten krisensi­
cher aufgestellt haben, dauert 
die technische Umsetzung in 
Niedersachsen eindeutig zu lan­
ge“, so der Landesvorsitzende 
Thorsten Balster. 

So wurde in Hessen zum Bei­
spiel die Finanzverwaltung in­
nerhalb kürzester Zeit schon im 
Frühjahr mit über 8 000 mobilen 
Arbeitsgeräten ausgestattet. In 
Baden-Württemberg waren es 
um die 14 000 Notebooks. 

Im Vergleich dazu sind in Nie­
dersachsen lediglich rund 1 000 
Notebooks mit erheblicher Ver­
zögerung im August in den Fi­
nanzämtern angekommen. 
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„In anderen Bundesländern ist 
das Arbeiten aus dem Homeof­
fice für alle Finanzamtsmit­
arbeiter*innen grundsätzlich 
möglich. In Niedersachsen sind 
wir weit davon entfernt, da die 
technischen Voraussetzungen 
nur vereinzelt vorliegen.“ So er­
rechnete die DSTG bis Ende 2020 
lediglich für sechs Prozent der 
Arbeitsplätze im Innendienst 
der Finanzämter die Möglichkeit 
für mobiles Arbeiten!

<< Deutsche Polizeigewerk­
schaft (DPolG)

In mehrer-
en Stellung­

nahmen hat sich die DPolG zum 
Thema Bekleidungsbudget der 
Polizeibeamtinnen und -beam­
ten geäußert. 

Am 14. Oktober 2020 wies sie 
unter der Überschrift „Wer 
A(usrüstung) sagt, muss auch 
B(ekleidungsbudget) sagen!“ auf 
bestehende Ungerechtigkeiten 
hin. 

So stehen dem jährlichen  
Bekleidungsbudget von 
200  Euro für den Einsatz- und 
Streifendienst zum Beispiel Kos­
ten von 448,48  Euro für  
die Ausstattung einer Außen­
tragehülle samt Zubehör ent­
gegegen. 

Gefordert wurde daher die An­
hebung des jährlichen Beklei­
dungsbudgets auf 400,00 Euro. 

Am 4. November 2020 verlaute­
te aus dem Innenministerium, 
dass die Polizeibehörden zusätz­
liche Haushaltsmittel erhalten 
sollen, damit „das individuelle 
Bekleidungsgeldbudget merk­
lich entlastet werden kann“. 

Schon zu diesem Zeitpunkt, als 
die Höhe der zugewiesenen 
Haushaltsmittel und die Umset­
zungsmodalitäten noch nicht fi­
nal geklärt waren, warnte die 
DPolG aber davor, dass die prak­
tische Umsetzung schwierig 
und ein Balanceakt werden 
würde. 

Sie sagt deshalb NEIN zur „So­
forthilfe“ und JA zur Erhöhung 
des Budgets auf 400 Euro zu­
nächst für den Einsatz- und 
Streifendienst!

<< Deutsche Justiz-
Gewerkschaft (DJG)

Die DJG Nieder­
sachsen hat er­
neut auf die 

schwierige berufliche Perspekti­
ve gerade älterer Beamtinnen 
und Beamten im Bereich der 
Justiz hingewiesen und dabei 
insbesondere die mangelnde 

Wertschätzung aufgrund der 
schlechten Beförderungssituati­
on angeprangert. 

Die Forderungen der DJG unter­
streichen dabei dringend die 
Schaffung weiterer Beförde­
rungsstellen und die zeitnahe 
Ausschreibung vorhandener 
Stellen. 

Bei der Stellenentwicklung for­
dern die DJG deutlich mehr Stel­
len als die bisher geplanten Ein­
stellungen. 

Nach eigener Bewertung gehört 
als Signal zur Wertschätzung 
der Beamtinnen und Beamten 
in der Justiz zudem aber auch 
die Verkürzung der Arbeitszeit 
auf das Niveau der Tarifbeschäf­
tigten. 

Weiterhin müssen die Be­
soldungsrahmenbedingungen 
dringend verändert werden. Die 
DJG fordert die Erhöhung des 
Eingangsamtes für die Lauf­
bahngruppe 1.2 auf A 7 bis zur 
Endstufe A 10 mit Amtszulage. 

<< Gewerkschaft Technik 
und Naturwissen­
schaften (BTB)

Der BTB Niedersach­
sen hat in einem 
Statement auf die 

nach wie vor nicht zufrieden­
stellende Digitalisierung in der 
Niedersächsischen Landesver­
waltung und die grundlegenden 
Herausforderungen im Zusam­
menhang mit dem Onlinezu­
gangsgesetz (OZG) hingewie­
sen. 

So betont der BTB seine eigene 
Aufgabe als Gewerkschaft, in 
diesem Digitalisierungsprozess 
die Interessen der Beschäftig­
ten zu schützen und ihnen Si­
cherheit zu geben. 

Das bedeutet, den digitalen Ver­
änderungsprozess, der nicht 
aufzuhalten ist, zu begleiten, in­
dem es Qualifizierungsmöglich­
keiten für die Beschäftigten der 
technischen Fachverwaltungen 
gibt, Stichwort: lebenslanges 
Lernen! 

Das bedeutet auch, die durch 
Digitalisierung anspruchsvol­
len und hochwertigen Arbeits­
plätze zukünftig besser zu be­
zahlen. Und es sind den 
Beschäftigten attraktive Ar­
beitsmodelle zu ermöglichen, 
Stichwort:

 #Telearbeit, #Mobile Working, 
#Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf.

�

Interview mit dem Vorsitzenden des VBB – Karl Nowotny

Heute wollen wir den VBB, den Verband der Beam­
ten und Beschäftigten der Bundeswehr, vorstellen. 
Wir haben dafür mit dem Vorsitzenden des VBB,  
Karl Nowotny, ein Interview geführt.

niedersachsen magazin:
Herr Nowotny, der VBB als Fach­
verband der Beamten und Be­

schäftigten der Bundeswehr ist 
vielfältig organisiert. Wir wür­
den uns freuen, wenn Sie uns Ih­

ren Verband etwas näher vor­
stellen.

Karl Nowotny:
Der VBB (Verband der Beamten 
und Beschäftigten der Bundes­
wehr e. V. im dbb) ist der größte 
Verband der Bundeswehr, der 
die Interessen der Beamten und 
seit November 2019 auch die 

der Arbeitnehmer auf der zivi­
len Seite der Bundeswehr ver­
tritt.

Er gliedert sich in Bereiche- be­
ziehungsweise Landesverbände 
auf Bundesebene. Wir vertre­
ten dort circa 15.000 Mitglieder. 
Die einzelnen Bereiche oder 
Landesverbände sind unselbst­
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ständige Mitglieder des Bun­
desvorstandes.

niedersachsen magazin:
Wie viele Mitglieder vertreten 
Sie und wie groß ist dabei der 
Anteil der Beamtinnen und Be­
amten beziehungsweise der Ta­
rifbeschäftigten?

Karl Nowotny:
Der Bereich Niedersachsen/Bre­
men vertritt circa 2.400 Mitglie­
der, davon circa 950 Pensionäre, 
13 Arbeitnehmer und circa 
1.400 aktive Beamtinnen und 
Beamte. 

niedersachsen magazin:
Herr Nowotny, stellen Sie uns 
bitte Ihren Vorstand vor.

Karl Nowotny:
Unser Bereichsvorstand besteht 
aus zwölf Mitgliedern, einige 
Mitglieder haben dabei Doppel­
funktionen.

Der Vorstand setzt sich wie 
folgt zusammen:

>> Bereichsvorsitzender und Be­
reichsschwerbehindertenbe­
auftragter

>> stellvertretender Bereichsvor­
sitzende und Beisitzerin im 
Bundesvorstand

>> stellvertretender Bereichsvor­
sitzender (Technik)

>> stellvertretender Bereichs­
vorsitzender (Rechtsschutz­
angelegenheiten)

>> Bereichsschatzmeister
>> Bereichsgeschäftsführerin 
und Schriftführerin

Daneben gibt es sechs weitere 
Beisitzer: 

>> Beisitzerin Frauen
>> Beisitzerin Senioren
>> Beisitzerin Jugend
>> Beisitzer Technik
>> Beisitzer Feuerwehr (Bw) und
>> Beisitzer militärischer Dst.-
Stellen und Truppe. 

Zusätzlich gehören dem Vor­
stand ohne Stimmrecht noch 
zwei Kassenprüfer an.

Das einzelne Mitglied des Ver­
bandes ist in den 21 Standort­
gruppen organisiert. Die Stand­
ortgruppen halten den Kontakt 
zwischen den Mitgliedern und 
dem Bereichsvorstand.

niedersachsen magazin:
Beschreiben Sie bitte noch Ihren 
persönlichen Weg als Gewerk­
schafter bis hin zum Bereichs­
vorsitzenden des VBB.

Karl Nowotny:
Mein Weg als Gewerkschafter be­
gann mit den Personalratswahlen 
im Jahr 2000, wo ich das erste Mal 

in den Personalrat bei der Stand­
ortverwaltung Munster, heute 
Bundeswehr-Dienstleistungszen­
trum Munster, gewählt wurde 
und für zwei Wahlperioden als 
Vorsitzender fungierte. 

Von 2008 bis November 2020 
war ich stellvertretender Perso­
nalratsvorsitzender und über 20 
Jahre in dieser Funktion freige­
stellt. 

Seit November 2020 bin ich als 
ordentliches Mitglied im Perso­
nalrat und seit 2016 ordentli­
ches Mitglied beim Bezirksper­
sonalrat beim BAIUDBw in Bonn 
(Bundesamt für Infrastruktur, 
Dienstleistungen und Umwelt­
schutz). Zudem bin ich freige­
stellte Vertrauensperson der 
schwerbehinderten Menschen 
beim BwDLZ Munster.

Mitglied im Verband bin ich seit 
dem Jahr 2000 und von 2001 bis 
Februar 2020 war ich im Stand­
ortgruppenvorstand. 

Bis zum Jahr 2006 war ich zu­
dem Beisitzer StOV und stellver­
tretender StOGrp.-Vorsitzender 
und von 2006 bis 2020 StOGrp.-
Vorsitzender der StOGrp Muns­
ter. Das Amt des StOGrp.-Vorsit­
zender habe ich niedergelegt, 
weil die Aufgaben als Bereichs­
vorsitzender zeitlich sehr inten­

siv sind und beide Ämter auch 
die Freizeit und das Familienle­
ben sehr beanspruchen.

Im Bereichsvorstand des Be­
reichs Niedersachsen/Bremen 
bin ich seit 2010 zuerst als Regi­
onalbeisitzer und seit 2015 auch 
als Bereichsgeschäftsführer tä­
tig.

Seit 2016, mit Wiederwahl im 
März 2019, bin ich der Bereichs­
vorsitzende des VBB-Bereiches 
Niedersachsen/Bremen.

Zusätzlich bin ich seit 2014 eh­
renamtlicher Richter am OVG in 
Lüneburg (Senat für Personal­
vertretungsrecht).

Wir bedanken uns bei Herrn  
Nowotny recht herzlich für das 
Interview!�

<< Karl Nowotny, VBB

Rechtewahrung 
Der NBB hat auch in diesem Jahr seinen Mitgliedern Informationen übermit­
telt, aus denen sich ergibt, zu welchen Fragen es nach unserem aktuellen 
Kenntnisstand Sinn macht, noch vor Jahresende Widerspruch einzulegen/ 
einen Antrag zu stellen, um mögliche eigene Rechte zu wahren.

Gleichzeitig haben wir über ak­
tuelle Verfahrensstände be­
richtet, welche wir auch an die­
ser Stelle nochmals darstellen 
möchten. 

<< Musterklagen des NBB 
seit 2005 wegen Unter­
alimentierung 

Die Musterverfahren des NBB 
zur Unteralimentierung nach 

der Streichung des Weihnachts- 
und Urlaubsgeldes laufen seit 
dem Jahr 2005.

Zum aktuellen Verfahrens­
stand (Vorlagebeschluss an 
das BVerfG) weisen wir dar­
auf hin, dass noch immer kei­
ne Entscheidung aus Karlsru­
he vorliegt. Sobald eine 
solche vorliegt, werden wir 
unsere Mitgliedsgewerk­

schaften und -verbände infor­
mieren. 

Wir empfehlen weiterhin Wi­
derspruch einzulegen, wenn 
dies noch nicht erfolgt ist. 

Wer bisher überhaupt noch kei­
nen Widerspruch eingelegt hat 
(auch nicht in den vergangenen 
Jahren), sollte dies zumindest 
noch für das Jahr 2020 tun. 

Wir weisen ausdrücklich darauf 
hin, dass das Einlegen eines Wi­
derspruchs aktuell nur dann zur 
Wahrung der Rechte der Betrof­
fenen im Landesbereich erfor­
derlich ist, wenn nicht schon in 
den Vorjahren entsprechend 
Widerspruch eingelegt wurde 
und es eine entsprechende 
schriftliche Information des 
NLBV gab.
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<< Amtsangemessene  
Alimentation für Beam­
te mit drei und mehr  
berücksichtigungs­
fähigen Kindern

Wie bekannt sein dürfte, führt 
der NBB auch ein Musterver­
fahren zur Frage der Alimenta­
tion kinderreicher Beamtenfa­
milien beim Verwaltungsgericht 
Osnabrück. Eine Entscheidung 
liegt noch nicht vor.

In der Vergangenheit einge­
legte Widersprüche wurden  
seitens des NLBV nach Ent­
scheidung durch das Nieder­
sächsische Finanzministerium 
zwischenzeitlich abschlägig be­
schieden. 

Wir hatten empfohlen, gegen 
den Widerspruchsbescheid 
fristwahrend Klage beim zu­
ständigen Verwaltungsgericht 
einzureichen und zu beantra­
gen, das Verfahren mit Blick auf 
das Grundsatzverfahren beim 
VG Osnabrück unter der Bedin­
gung ruhend zu stellen, dass 
das Land Niedersachsen (NLBV) 
erklärt, auf die Einrede der Ver­
jährung zumindest bis zum Ab­
lauf eines halben Jahres nach 

der rechtskräftigen Entschei­
dung oder anderweitigen Be­
endigung des eingeleiteten 
Verfahrens zu verzichten.

Empfehlung:

Im Hinblick auf die in § 4 Abs. 7 
NBesG geforderte zeitnahe 
Geltendmachung von Ansprü­
chen – bis zum 31. Dezember 
des jeweiligen Jahres – ist jeder 
Beamtin/jedem Beamten Fol­
gendes anzuraten:

Es ist ein entsprechender An­
trag auf Gewährung einer 
amtsangemessenen Alimenta­
tion für ihr/sein drittes und ge­
gebenenfalls weiteres Kind bis 
zum 31. Dezember bei ihrem/
seinem Dienstherrn zu stellen, 
sofern die Voraussetzungen er­
füllt sind.

Ausschließlich in den Fällen, in 
denen der Dienstherr eine jähr­
liche Antragstellung zur Frist­
wahrung für obsolet erklärt 
hat, bedarf es keiner erneuten 
Geltendmachung.

Wir weisen nochmals darauf 
hin, dass die Beschlüsse des 
Bundesverfassungsgerichts 

vom 4. Mai 2020 zur Unterali­
mentierung (betreffend Berlin) 
und der Alimentation kinder­
reicher Beamtenfamilien (be­
treffend Nordrhein-Westfalen) 
keine aktuellen Auswirkungen 
auf Niedersachen haben.

<< Altersdiskriminierende 
Besoldung 

Zu diesem Themenfeld hat sich 
gegenüber dem im letzten Jahr 
mitgeteilten Sachstand keine 
Änderung ergeben. 

Auf der Website des NLBV fin­
det sich dazu weiter folgender 
Hinweis: Falls sich aus einer 
höchstrichterlichen Entschei-
dung mit Bindungswirkung für 
das Land Niedersachsen erge-
ben sollte, dass die rückwirkend 
zum 1. September 2011 erfolgte 
Umstellung auf die Erfahrungs-
stufen-Systematik nicht dazu 
führte, Schadensersatzansprü-
che wegen Altersdiskriminie-
rung zu beseitigen, werden 
sämtliche Widersprüche nach 
Maßgabe dieser Entscheidung 
behandelt.

Es muss demnach nichts weiter 
unternommen werden.

<< Ruhegehaltsberechnung 
nach begrenzter Dienst­
fähigkeit

Nachdem das Bundesverfas­
sungsgericht mit Entscheidung 
vom 28. November 2018, 2 BvL 
3/15, festgestellt hat, dass sich 
die Besoldung begrenzt dienst­
fähiger Beamter an der vom 
Dienstherrn selbst für amtsan­
gemessen erachteten Vollzeit­
besoldung orientieren müsse, 
wurde § 12 NBesG geändert. 

Seitdem erhalten begrenzt 
dienstfähige Beamte zusätzlich 
zu ihren Teilzeitbezügen einen 
Zuschlag in Höhe von 50 Pro­
zent des Unterschiedsbetrages 
zwischen den Teilzeitbezügen 
und den Dienstbezügen, die der 
begrenzt Dienstfähige bei Voll­
zeitbeschäftigung erhalten 
würde.

Versorgungsrechtlich wird der 
Zeitraum der begrenzten 
Dienstfähigkeit allerdings nur 
in Höhe der tatsächlichen Teil­
dienstfähigkeit berücksichtigt.

Dieses Auseinanderfallen zwi­
schen besoldungsrechtlicher 
und versorgungsrechtlicher 
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Auswirkungen der begrenzten 
Dienstfähigkeit ist aufgrund des 
Wertungswiderspruchs verfas­
sungswidrig. Die Zeit der be­
grenzten Dienstfähigkeit ist 
versorgungsrechtlich in dem 
gleichen Umfang zu berücksich­
tigen wie die gewährte Gesamt­
besoldung.

Zur Klärung der Frage der verfas­
sungsrechtlich gebotenen ver­

sorgungsrechtlichen Berücksich­
tigung von Zeiten der begrenzten 
Dienstfähigkeit ist bereits ein 
Klageverfahren vor dem Verwal­
tungsgericht Lüneburg unter 
dem Az.: 8 A 178/20 anhängig. 

Empfehlung:

Wir empfehlen allen Betroffe­
nen, einen entsprechenden An­
trag dahingehend zu stellen, 

dass der Versorgungsfestset­
zungsbescheid mindestens mit 
Beginn des Haushaltsjahres, 
also mit Wirkung zum 1. Januar 
2020, aufzuheben und eine ver­
fassungsgemäße Versorgung 
spätestens ab diesem Zeitpunkt 
zu zahlen ist.

Zudem kann in Hinblick auf das 
anhängige Klageverfahren vor 
dem Verwaltungsgericht Lüne­

burg das Einverständnis mit dem 
Ruhen des Verfahrens erklärt 
werden, soweit das NLBV auf die 
Erhebung der Einrede der Verjäh­
rung bezüglich etwaiger Nach­
zahlungsansprüche verzichtet.

Der rechtskräftige Ausgang des 
Verfahrens vor dem Verwal­
tungsgericht Lüneburg könnte 
dann zunächst abgewartet wer­
den.�
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das Jahr 2020 neigt sich dem Ende zu. Man ist beinahe geneigt,  
„zum Glück“ zu sagen. 

So ungewöhnlich, anstrengend, teilweise auch beängstigend und verwirrend  
dieses Jahr auch war, so hat es uns doch auch einiges gelehrt. 

Es hat vielen von uns die wesentlichen Werte des Lebens wieder deutlich 
vor Augen geführt.

Es hat uns spüren lassen, wie wichtig Solidarität, Zusammenhalt  
und Nächstenliebe sind. 

Wir alle sollten versuchen, auch zum Jahresende und selbst­
verständlich darüber hinaus nach diesen Werten zu leben.

Wir sollten trotz Abstand füreinander da sein. Wir sollten 
weiter gemeinsam dafür Sorge tragen, dass wir es aus die­
ser Pandemie so gut wie eben irgend möglich schaffen. 

Die gesamte NBB-Geschäftsstelle bedankt sich herz­
lich für die gute Zusammenarbeit in diesem beson­
deren Jahr 2020.

Wir wünschen Ihnen und euch eine gesunde  
und besinnliche Adventszeit.

Wir wünschen zudem frohe Weihnachten  
und einen guten Rutsch in das Jahr 2021!
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